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Mehr gesunde »Nierenspender«?
Neuer Vorstoß aus dem Bundesgesundheitsministerium

Wiedervorlage

Der Referentenentwurf 
zwecks Ausweitung von 
»Lebendorganspenden« 
erinnert in weiten Teilen an 
einen Gesetzentwurf, den Ex-
Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach (SPD) im 
Herbst 2024 vorgelegt hatte. 
Aus Lauterbachs Plan, seine 
Reform Anfang 2025 vom 
Bundestag abstimmen zu las-
sen, wurde wegen des Schei-
terns der Ampel-Regierung 
allerdings nichts. Im Dezem
ber 2024 hatte BioSkop e.V. 
in seiner Stellungnahme 
»Organentnahme und das  
Recht auf freie Entscheidung«  
auch davor gewarnt, Organ-
entnahmen von gesunden 
Menschen auszuweiten. Die 
Stellungnahme ist online 
(www.bioskop-forum.de) und 
angesichts des Referenten-
entwurfs aus dem Bundesge-
sundheitsministerium weiter 
inhaltlich aktuell. BioSkop 
fordert nach wie vor eine 
ausführliche gesellschaft-
liche und parlamentarische 
Debatte zu den geplanten 
Ausweitungen und benennt 
in der Stellungnahme vom 
Dezember 2024, was ein-
gehend unter die Lupe zu 
nehmen wäre: gesundheitli-
che Risiken und (Spät-)Folgen 
von ›Lebendorganspenden‹ 
für die Organgeber*innen, 
Qualität der Nachsorge, 
wissenschaftliche Untersu-
chungen über die Praxis der 
Aufklärung potenzieller  
Organgeber*innen und 

-empfänger*innen, Siche-
rung der Freiwilligkeit von 
Entscheidungen, Vermeidung 
subtilen Drucks, faktischer 
Ausschluss einer möglichen 
Kommerzialisierung von 
Organentnahmen.

Klaus-Peter Görlitzer 
(Hamburg), Journalist,  
verantwortlich für  
BIOSKOP

Die Bundesregierung aus CDU/CSU und 
SPD plant offenbar, Nierenentnahmen bei 
gesunden Menschen zwecks Transplanta
tionen gesetzlich zu erleichtern und massiv 
auszuweiten. Das sieht ein Referentenent-
wurf vor, erarbeitet vom Bundesgesund-
heitsministerium (BMG). Eine Umsetzung 
seiner Reformideen könne perspektivisch 
auch dazu beitragen, Behandlungskosten 
für Dialysen zu sparen, meint das BMG.

Der BMG-Entwurf zur »Novellierung der 
Regelungen von Lebendorganspenden«, 

vorgelegt im Juli, zählt über 90 Seiten. Er gleicht 
in weiten Teilen einem Gesetzentwurf aus 2024 
(→ BIOSKOP Nr. 106), über den der Bundestag 
wegen des Bruchs der SPD-Grünen-FDP-Regie-
rung nicht mehr abstimmen konnte.

Bisher ist die Organentnahme bei Leben-
den gemäß Transplantationsgesetz (TPG) nur 
zulässig, wenn im Zeitpunkt der Explantation 
kein geeignetes Organ eines »hirntoten« Men-
schen zur Verfügung steht – Fachleute nennen 
diese Regel »Subsidiaritätsgrundsatz«. Diese 
Bedingung soll laut BMG-Entwurf künftig 
nicht mehr gelten. In der Praxis würde das 
bedeuten: Nierentransplantationen in Folge 
einer Lebendorganspende dürften künftig auch 
bei Patient*innen vorgenommen werden, die 
nicht dialysepflichtig sind; die Übertragung der 
fremden Niere soll künftig auch als eine der 
Dialyse vorbeugende Therapie zulässig werden. 
Potenzielle Empfänger*innen müssten dann 
nicht mehr, wie bisher, auf der Warteliste für 
eine Niere eines »Hirntoten« stehen, sie können 
dort aber weiterhin registriert sein.

Ökonomische Überlegung

Das BMG begründet seine Idee, vorbeugend 
zu transplantieren, auch ökonomisch: »Es ist 
davon auszugehen, dass eine Transplantation 
nach einer Lebendnierenspende mit einem 
deutlichen Kostenvorteil gegenüber einer lang-
jährigen Dialysebehandlung verbunden ist.« 
Zu berücksichtigen sei hierbei, »dass im Mittel 
die Funktionsdauer einer Spenderniere nach 
Lebendspende bis zu 20 Jahre beträgt«.

Zudem will das BMG eine weitere zentrale 
Regel abschaffen: Bisher ist laut TPG die Lebend- 
organspende nur erlaubt unter Verwandten, 
Eheleuten und anderen Menschen, die sich of-
fensichtlich persönlich nahestehen. Nun will das 
BMG ein »nationales Programm« für die bisher 
unzulässige »Überkreuzlebendnierenspende«  
aufbauen, »unter Einbeziehung der nicht ge-

richteten anonymen Nierenspende«. Was mit 
diesen komplizierten Begrifflichkeiten gemeint 
ist, erklärt das BMG wie folgt: »Die Überkreuz-
lebendnierenspende ist die Spende einer Niere 
zwischen inkompatiblen Organspendepaaren. 
Bei der Überkreuzlebendnierenspende erfolgt 
die Entnahme der Niere jeder Spenderin oder 
jedes Spenders eines inkompatiblen Organ-
spendepaars zum Zweck der Übertragung auf 
eine Empfängerin oder einen Empfänger eines 
anderen inkompatiblen Organspendepaars.«

»Anonyme nicht gerichtete Nierenspende«  
ist laut BMG eine Organübertragung auf 
Patient*innen, die den gesunden Spender*innen 
nicht bekannt sind. Voraussetzung sei, dass die 
Organgabe »völlig altruistisch motiviert« sei, die 
Vermittlung von so beschafften Nieren soll sich 
»ausschließlich nach medizinischen Kriterien«  
richten. »Dadurch wird einer möglichen 
Kommerzialisierung einer Lebendorganspende 
effektiv vorgebeugt«, schreibt das BMG.

»Verantwortungsvoller Weg«?

Ob und wann der Ministeriumsentwurf zum 
offiziellen Gesetzentwurf der schwarz-roten Bun-
desregierung gemacht wird, ist noch offen. Das 
BMG hat erst mal diverse Verbände um Stellung-
nahmen gebeten. Die meisten Adressat*innen, 
darunter Deutsche Transplantationsgesellschaft, 
Bündnis ProTransplant und Bundesärztekammer  
(BÄK), unterstützen die zentralen Teile des BMG- 
Vorhabens. Die BÄK erklärte am 11. August, 
der Referentenentwurf folge »weitgehend ihren 
Reformvorschlägen«. Auch der Vorsitzende des 
Deutschen Ethikrats, der Juraprofessor Helmut 
Frister, findet den Entwurf des BMG in Ordnung: 
»Alles in allem ist dies ein verantwortungsvoller 
Weg, den Kreis der Spender zu erweitern.«

Kritisch positioniert sich hingegen die Inte-
ressengemeinschaft Nierenlebendspende (IGN), 
ein Verband von Menschen, die sich jeweils 
eine Niere hatten entnehmen lassen und, so die 
Darstellung der IGN, »durch den jeweiligen 
Nierenverlust an gesundheitlichen Problemen« 
leiden. Die IGN lehnt die vom BMG projek
tierte Abschaffung des Subsidiaritätsgrund-
satzes ebenso ab wie die Zulassung anonymer 
Lebendorganspenden. Mit Verweis auf Studien 
schreibt die IGN: »60 bis 70 % der Nierenspen-
der leiden in den ersten sechs Monaten an einer 
schweren klinischen Fatigue. Der Verlust der 
Nierenfunktion beträgt im Mittel 37 %.« Die 
Ausweitung der Nierenlebendspende »würde die 
Anzahl geschädigter Spender erhöhen«, gibt die 
IGN in ihrer Stellungnahme zu bedenken.�


